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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes 
(Sechstes Zolländerungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Zollgesetz vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl. 
I S. 529), zuletzt geändert durch das Zolltarifgesetz 
vom 23. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. II S. 751), 
wird wie folgt geändert: 

Hinter § 55 a wird folgender § 55 b eingefügt: 

„§ 55 b 

(1) Die Bundesregierung kann durch Recbtsver- 
ordnung anordnen, daß für Waren zusätzlich An- 
gleicbungszollsätze angewendet werden: 

1. bis zu der von der Kommission der Euro- 
päischen Wirtscbaftsgemeinscbaft nach 
Artikel 46 Abs. 2 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft vom 25. März 1957 (Bundesgesetzbl. 
II S. 766) jeweils festgesetzten Höhe, wenn 
in einem Mitgliedstaat für solche Waren 
eine innerstaatliche Marktordnung oder 
Regelung gleicher Wirkung besteht und 
dadurch eine gleichartige Erzeugung im 
Inland in ihrer Wettbewerbslage beein- 
trächtigt wird; 

2. bis zu der von der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nach 
Artikel 115 Abs. 1 des vorgenannten Ver- 
trages jeweils festgesetzten Höhe, wenn 
die Durchführung der von den Mitglied- 
staaten im Einklang mit diesem Vertrag 
getroffenen handelspolitischen Maßnah- 
men durch Verkehrsverlagerungen verhin- 
dert wird oder wenn Unterschiede zwi- 
schen diesen Maßnahmen zu wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten im Inland führen; 

3. bis zur Höhe eines spezifischen Zollsatzes, 
der dem Unterschied der Zollbelastung 
nach dem Binnenzollsatz und nach dem 
Außenzollsatz in dem sechs Monate vor 
der Festsetzung des spezifischen Zollsatzes 
abgelaufenen vollen Jahr entspricht, im 


Dringlichkeitsfall nach Artikel 115 Abs. 2 
des vorgenannten Vertrages und solange 
eine Entscheidung der Kommission über 
eine Änderung oder Aufhebung nicht vor- 
liegt, wenn die Durchführung der von den 
Mitgliedstaaten im Einklang mit diesem 
Vertrag getroffenen handelspolitischen 
Maßnahmen durch Verkehrsverlagerungen 
verhindert wird oder wenn Unterschiede 
zwischen diesen Maßnahmen zu wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten im Inland führen; 

4. bis zu der von der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nach Ar- 
tikel 226 Abs. 2 des vorgenannten Ver- 
trages jeweils festgesetzten Höhe, wenn 
Schwierigkeiten auftreten, die einen Wirt- 
schaftszweig erheblich und voraussichtlich 
anhaltend treffen oder welche die wirt- 
schaftliche Lage eines bestimmten Gebie- 
tes beträchtlich verschlechtern können. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung anordnen, daß der tarifmäßige Wertzoll 
und die Umsatzausgleichsteuer nach dem Zollwert 
zuzüglich des Angleichungszolls erhoben werden, 
wenn die Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft entsprechend entschieden hat und 
wenn ein Angleichungszollsatz nach Absatz 1 an- 
gewendet wird. Die Einbeziehung der übrigen Ein- 
gangsabgaben in die Bemessungsgrundlage für die 
Erhebung der Umsatzausgleichsteuer bleibt unbe- 
rührt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Im allgemeinen 

I. 

Völkerrechtliche Grundlage 

(1) Nach dem Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG-Ver- 
trag) werden die bisher eigenständigen Volkswirt- 
schaften der sechs Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Zollunion zu einem einheitlichen Wirtschaftskörper 
zusammengefügt. Der Vertrag sieht dafür die „Über- 
gangszeit" vor. Aus den bisherigen, geschichtlich 
bedingten verschiedenartigen Entwicklungen kön- 
nen sich in der Übergangszeit gewichtige Schwie- 
rigkeiten ergeben. Der Vertrag verlangt nicht, diese 
Schwierigkeiten als unumgänglich hinzunehmen. Er 
stellt vielmehr zu ihrer Ausräumung Schutzklau- 
seln zur Verfügung. 

(2) Der Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaa- 
ten unterliegt dem Zoll- und Kontingentsabbau. 
Hierbei entstehen bei einer Reihe von Waren • — 
insbesondere bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
— , für die die Märkte in den Mitgliedsländern noch 
unterschiedlich geordnet sind, Wettbewerbsbeein- 
trächtigungen. 

(3) Der EWG-Vertrag sieht für die Überwindung 
derartiger Übergangsschwierigkeiten in den Ar- 
tikeln 46, 115 und 226 Schutzklauseln vor, die u. a. 
der Kommission und — im Dringlichkeitsfall — den 
Mitgiiedstaaten (Artikel 115 Abs. 2) die Festsetzung 
von Ausgleichsabgaben ermöglichen. 

(4) Der EWG-Vertrag gibt für die Festsetzung der 

Ausgleichsabgaben unterschiedliche Vorschriften, je j 
nachdem, ob es sich um Waren der Agrarwirtschaft ! 
oder der gewerblichen Wirtschaft handelt. j 

a) Artikel 46 betrifft nur Waren der Agrarwirt- | 
Schaft (Artikel 38 Abs. 3 des EWG-Vertrages). 
Die Kommission kann Ausgleichsabgaben nach 
dieser Vertragsvorschrift nur festsetzen, wenn 
in einem Mitgliedstaat für die betroffenen Wa- 
ren eine innerstaatliche Marktordnung oder Re- 
gelung gleicher Wirkung besteht und dadurch 
eine gleichartige Erzeugung in einem anderen 
Mitgliedstaat in ihrer Wettbewerbslage beein- 
trächtigt wird. 

b) Für die Waren der Agrarwirtschaft und der ge- 
werblichen Wirtschaft finden die Artikel 115 
und 226 des EWG-Vertrages Anwendung. 

aa) Nach Artikel 115 Abs. 1 kann die Kommis- 
sion Ausgleichsabgaben festsetzen, wenn 
die Durchführung der von den Mitglied- 
staaten im Einklang mit diesem Vertrag ge- 
troffenen handelspolitischen Maßnahmen 
durch Verkehrsverlagerungen verhindert 
wird oder wenn Unterschiede zwischen die- 
sen Maßnahmen zu wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten in einem oder mehreren Mitglied- 
staaten führen. 


bb) Artikel 115 Abs. 2 ermächtigt darüber hin- 
aus die Mitgliedstaaten während der Über- 
gangszeit im Dringlichkeitsfall unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 u. a. Aus- 
gleichsabgaben selbst festzusetzen und zu 
erheben. Wenn die Mitgliedstaaten von die- 
ser Ermächtigung Gebrauch machen, haben 
sie die anderen Mitgliedstaaten und die 
Kommission davon in Kenntnis zu setzen; 
die Kommission kann entscheiden, daß diese 
Maßnahmen zu ändern oder aufzuheben 
sind. 

cc) Nach Artikel 226 kann die Kommission Aus- 
gleichsabgaben festsetzen, wenn Schwierig- 
keiten auftreten, die einen Wirtschaftszweig 
erheblich und voraussichtlich anhaltend tref- 
fen oder welche die wirtschaftliche Lage 
eines bestimmten Gebietes beträchtlich ver- 
schlechtern können. 

(5) Die Kommission hat von der Möglichkeit, Aus- 
gleichsabgaben festzusetzen, Gebrauch gemacht. Sie 
hat am 27. Juli 1960 die Bundesrepublik Deutsch- 
land ermächtigt, bei der Einfuhr von Brot und Fon- 
dant aus einigen Mitgliedsländern Ausgleichsabga- 
ben zu erheben, falls der ausführende Mitglied- 
staat diese nicht schon bei der Ausfuhr erhoben hat. 
Die Ausgleichsabgaben wurden z. B. im Falle der 
Einfuhr aus dem Königreich der Niederlande von 
der Kommission 

für Brot der Tarifnr. ex 19.07 auf 6,25 hfl/100 kg 
oder den entsprechenden Betrag in DM und 

für Fondant der Tarifnr. ex 17.04 auf 18,25 hfl/ 
100 kg oder den entsprechenden Betrag in DM 

festgesetzt (Hinweis auf den Anhang zur Begrün- 
dung). Ein von der Kommission bereits dem Mi- 
nisterrat der EWG übermittelter Vorschlag sieht für 
die Erhebung weiterer Ausgleichsabgaben eine 
Reihe von Veredelungserzeugnissen vor, in denen 
Getreide und/oder Zucker als Rohstoffe enthalten 
sind. 

11 . 

Innerstaatliche Rechtsgrundlage 

(6) Für die Erhebung von Ausgleichsabgaben bie- 
ten die Artikel 46, 115 und 226 des EWG-Vertrages 
nur die völkerrechtliche Rechtsgrundlage. Zu ihrer 
Anwendung bedarf es darüber hinaus in der Bun- 
desrepublik Deutschland noch einer innerstaat- 
lichen Rechtsgrundlage, damit Entscheidungen, die 
die Kommission auf Grund dieser Artikel fällt, in 
innerstaatliches Recht umgesetzt werden können 
und damit die Bundesrepublik Deutschland von der 
Ermächtigung in Artikel 115 Abs. 2 Gebrauch ma- 
chen kann. Das vorliegende Gesetz soll diese inner- 
staatliche Rechtsgrundlage allgemein schaffen. 
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(7) Ausgleichsabgaben können nur erhoben wer- 
den, wenn die betroffenen Waren in die Bundes- 
republik eingeführt werden. Die Waren müssen also 
die Grenze überschreiten. Aus verwaltungstechni- 
schen Gründen erscheint es deshalb zweckmäßig, 
die Ausgleichsabgaben in Form von Zöllen zu er- 
heben. 

(8) Nach der Systematik des Zollgesetzes ist es ge- 
boten, die neue Regelung an die Ermächtigung für 
Antidumpingzölle und Ausgleichzölle (§ 55 a des 
Zollgesetzes) anzuschließen. Es soll deshalb ein 
neuer § 55 b in das Zollgesetz eingefügt werden. 
Der zu erhebende Zoll wird zur Unterscheidung ge- 
genüber den Ausgleichzöllen (§ 55 a des Zollgeset- 
zes) als „Angleichungszoll" bezeichnet. 


B, Im einzelnen 

Zu Artikel 1 — Änderung des Zollgesetzes — 

(1) Der schnelle Wechsel in der Marktlage verlangt 
zur Sicherstellung eines schlagartigen Erfolges re- 
gelmäßig die sofortige Durchführung von Anpas- 
sungsmaßnahmen. Das wird im Rahmen des norma- 
len Gesetzgebungsverfahrens oftmals nicht möglich 
sein. Die Neuregelung will deshalb die kurzfristige 
Erhebung des Angleichungszolls durch Rechtsver- 
ordnung ermöglichen. Sie entlastet die parlamenta- 
rischen Körperschaften auch von einer Gesetzge- 
bung, die an die von der Kommission festgesetzte 
Höhe der Ausgleichsabgabe gebunden wäre oder 
die — im Falle des Artikels 115 Abs. 2 des EWG- 
Vertrages — der Überprüfung und Berichtigung 
durch die Kommission unterläge. 

(2) Dementsprechend sieht § 55 b die innerstaat- 
liche Anwendung der Artikel 46, 115 und 226 des 
EWG-Vertrages durch Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung vor. Die Ermächtigung in § 55 b ist 
der bereits bestehenden Ermächtigung in § 55 a des 
Zollgesetzes nachgebildet. Sie legt fest, daß die 
Bundesregierung Angleichungszollsätze nur in der 
Höhe und solange anwenden darf, als die Kommis- 
sion die Ausgleichsabgaben jeweils festsetzt. Än- 


dert die Kommission die von ihr festgesetzten Aus- 
gleichsabgaben oder hebt sie diese auf, so hat die 
Bundesregierung dem zu entsprechen. Sie kann auf 
Grund dieser Ermächtigung eine neue Rechtsverord- 
nung erlassen. Das gleiche gilt, wenn die Bundes- 
regierung im Dringlichkeitsfalle einen Anglei- 
chungszoll festgesetzt hat (Artikel 115 Abs. 2 EWG- 
Veitrag) und die Kommission eine Entscheidung 
über die Änderung oder Aufhebung dieses von der 
Bundesregierung verordneten Angleichungszollsat- 
zes erlassen hat. 

(3) Die Ermächtigung in Absatz 2 ist neben der Er- 
mächtigung in Absatz 1 notwendig, wenn die Kom- 
mission die Bundesrepublik zur Erhebung von Aus- 
gleichsabgaben nur ermächtigt, falls der ausfüh- 
rende Mitgliedstaat diese Ausgleichsabgabe nicht 
schon selbst bei der Ausfuhr der betroffenen Ware 
erhoben hat. Bei einer solchen Entscheidung muß 
gewährleistet sein, daß die betroffene Ware — un- 
abhängig davon, welches Land die Ausgleichsab- 
gabe anwendet, — durch die Ausgleichsabgabe und 
die anderen Eingangsabgaben stets die gleiche Preis- 
beeinfiussung erfährt. Die Ermächtigung in Absatz 2 
des § 55 b dient nur diesem Zweck; sie hat keine 
selbständige Bedeutung. 

Zu Artikel 2 — Berlin-Klausel ■ — 

Die Bestimmung stellt die Geltung des Ge- 
setzes und der auf Grund dieses Gesetzes zu er- 
lassenden Rechtsverordnungen im Land Berlin 
sicher. 

Zu Artikel 3 — Inkrafttreten — 

Das Gesetz soll am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft treten. 


! C. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch 
I die Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten be- 
I lastet. 
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Anhang zur Begründung 


EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
KOMMISSION 

VI/S/03844 endg. 


ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

zur Festlegung von Schutzmaßnahmen bei der Einfuhr von Brot und 
Fondantmasse aus anderen Mitgliedstaaten in die Bundesrepublik Deutschland. 


AUF GRUND DES VERTRAGES UND INSBESONDERE AUF GRUND DES ARTIKELS 226 UND IN 
ERWÄGUNG NACHSTEHENDER GRÜNDE: 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat 
am 11. Juli 1960 bei der Kommission beantragt, 
im Dringlichkeitsverfahren gemäß Artikel 226 des 
Vertrages Schutzmaßnahmen bei der Einfuhr der 
nachstehend bezeichneten Erzeugnisse aus anderen 
Mitgliedstaaten in ihr Hoheitsgebiet zu bestimmen: 

— Position 19.07 ■ — Brot, Schiffszwieback und 

andere gewöhnliche Back- 
waren; 

— Position 19.08 — Feine Backwaren, auch mit 

beliebigem Gehalt an Ka- 
kao; 

— Position 17.04 C — Zuckerwaren, ohne Kakao- 

gehalt. 

Zwar fehlen noch ergänzende Unterlagen, die es der 
Kommission gestatten würden, zu beurteilen, ob in 
einigen der in Betracht gezogenen Wirtschafts- 
zweige erhebliche Schwierigkeiten bestehen; aus 
den der Kommission jetzt bereits vorliegenden An- 
gaben ergibt sich jedoch, daß solche Schwierigkeiten 
in der deutschen Brot- und Fondantmasse-Industrie 
aufgetreten sind. 

Der Einzelverkaufspreis von Brot, das hauptsächlich 
aus Weizenmehl hergestellt wird, beträgt nämlich 
auf dem deutschen Markt für 100 kg etwa 100, — • 
bis 105, — DM für in der Bundesrepublik hergestell- 
tes Brot, dagegen nur etwa 60, — bis 70, — DM frei 
Grenze und einschließlich aller Zölle und Abgaben 
für aus den Niederlanden eingeführtes Brot. 

Die Einfuhr niederländischen Brotes nach einem 
Absatzmarkt auf deutschem Hoheitsgebiet, zu dem 
im wesentlichen die Grenzgemeinden und das Ruhr- 
gebiet gehören, ist im ersten Vierteljahr 1960 im 
Vergleich zum Jahre 1958 fast ums Zehnfache gestie- 
gen, was zu einer erheblichen Störung bei der 
deutschen Brotindustrie im betroffenen Gebiet ge- 
führt hat. 

Ferner erreicht der Verkaufspreis für Fondantmasse, 
die aus Belgien und den Niederlanden eingeführt 
wird, auf dem deutschen Markt nur 60 bis 70 v. H. 
des Preises für das gleiche Erzeugnis, soweit es in 


der Bundesrepublik hergestellt wird; die Einfuhr 
von Fondantmasse aus den Mitgliedstaaten — fast 
ausschließlich aus den Niederlanden und aus Bel- 
gien — hat sich von 3000 Tonnen im Jahre 1957 
auf 16 000 Tonnen im Jahre 1959 erhöht; dies hat 
zu einer fast völligen Stillegung der deutschen Fon- 
dantmasse-Industrie geführt. 

Die erheblichen Schwierigkeiten, welche die beiden 
genannten deutschen Industriezweige treffen, wer- 
den voraussichtlich nicht nur anhalten, sondern sich 
auch infolge der Herabsetzung der Zölle zwischen 
den Mitgliedstaaten auf diese nicht kontingentierten 
Erzeugnisse noch verstärken. 

Diese Schwierigkeiten haben ihren Ursprung in dem 
Unterschied der Preise, die einerseits in der Bundes- 
republik und andererseits in den übrigen Mitglied- 
staaten für landwirtschaftliche Erzeugnisse gelten, 
die von der im freien Wettbewerb stehenden Er- 
nährungsindustrie verwendet werden. Der Preis für 
einen Zentner Weizenmehl und für einen Zentner 
Zucker, die in jeweils aus den Niederlanden ausge- 
führtem Brot oder ausgeführter Fondantmasse sowie 
Fondantmasse Verwendung finden, die aus Belgien 
nach Deutschland ausgeführt wird, liegt um etwa 
die Hälfte unter dem Verkaufspreis der entspre- 
chenden Erzeugnisse in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

Ohne die Preisangleichung abzuwarten, die sich auf 
lange Sicht aus der Durchführung einer allgemeinen 
Agrarpolitik ergeben muß, wird die Kommission 
dem Rat demnächst vorschlagen, auf Grund von 
Artikel 235 des Vertrages besondere geeignete Maß- 
nahmen zu beschließen, um auf die Dauer den schäd- 
lichen Folgen abzuhelfen, die sich für einige 
in zunehmendem Maße dem Wettbewerb innerhalb 
des Gemeinsamen Marktes ausgesetzte Zweige der 
Ernährungsindustrie aus den Preisabständen erge- 
ben, die für einige der von diesen Industriezweigen 
verarbeiteten Agrarerzeugnisse in den verschiede- 
nen Mitgliedstaaten gelten. 

Die deutsche Brot- und Fondantmasse-Industrie kann 
jedoch nicht wieder in ein gewisses Gleichgewicht 
gelangen und sich an den Gemeinsamen Markt an- 
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passen, wenn nicht bis zum Wirksamwerden der 
von der Kommission in Aussicht genommenen Be- 
stimmungen, die erst nach geraumer Zeit erlassen 
werden und in Kraft treten könnten, sofortige 
Schutzmaßnahmen ergingen. 

Ein Preiszuschlag auf die eingeführten Erzeugnisse 
entweder in der Form einer Abgabe bei der Einfuhr 
in die Bundesrepublik oder in der Form einer 
Abgabe bei der Ausfuhr aus dem ausführenden Mit- 
gliedstaat erscheint als angemessenes Mittel, um 
den Schwierigkeiten abzuhelfen, die sich für diese 
Industriezweige daraus ergeben, daß auf dem deut- 
schen Markt Brot und Fondantmasse Absatz finden, 
die aus anderen Mitgliedstaaten zu Verkaufspreisen 
eingeführt werden, welche erheblich unter den Prei- 
sen der von diesen Industriezweigen hergestellten 
Erzeugnisse liegen. 

Da beträchtliche Einfuhren von Brot und Fondant- 
masse zu Preisen, die erheblich unter den Preisen 


ERLÄSST DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
SCHEIDUNG: 


Artikel 1 
Für die folgenden Erzeugnisse: 

— Position ex 19.07 — Brot {einschließlich Bröt- 

chen), hauptsächlich aus 
Weizenmehl hergestellt, 

— Position ex 17.04 C — Fondantmasse 

ist die Bundesrepublik Deutschland ermächtigt, unter 
den nachstehend angegebenen Bedingungen eine 
Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr zu erheben, falls 
der ausführende Mitgliedstaat diese Abgabe nicht 
bei der Ausfuhr erheben sollte. Die Ausgleichsab- 
gabe ist zum Zwecke der Erhebung der bei der Ein- 
fuhr in die Bundesrepublik Deutschland fälligen 
Zölle und Abgaben in den Zollwert einzubeziehen. 


Artikel 2 

Die Ausgleichsabgabe wird in folgender Höhe fest- 
gesetzt: 

Für Einfuhren der Bundesrepublik Deutschland aus 
dem Königreich der Niederlande: 

— Position ex 19.07 — Brot (einschließlich Bröt- 

chen) hauptsächlich aus 
Weizenmehl hergestellt: 
6,25 Gulden je 100 kg 
Brot oder der entspre- 
chende Betrag in Deut- 
scher Mark, 

— Position ex 17.04 C — Fondantmasse, 18,25 Gul- 

den je 100 kg Fondant- 
masse oder der entspre- 
chende Betrag in Deut- 
scher Mark. 


gleichartiger in der Bundesrepublik hergestellter 
Erzeugnisse liegen, nur aus den Niederlanden — 
und bei Fondantmasse aus Belgien — festgestellt 
worden sind, ist die Abgabe gegenwärtig nur bei 
diesen Erzeugnissen zu erheben; sie ist jedoch auf 
die Einfuhr aus anderen Mitgliedstaaten auszudeh- 
nen, wenn sich aus den von der Kommission ein- 
geholten Auskünften ergeben sollte, daß diese Ein- 
fuhren Schwierigkeiten für die deutschen Industrie- 
zweige zur Folge haben. 

Andererseits wäre aber die Erhebung einer Abgabe 
auf die aus Mitgliedstaaten eingeführten Erzeug- 
nisse dann nicht länger gerechtfertigt, wenn sie sich 
dahin auswirken sollte, die Einfuhr dieser Erzeug- 
nisse aus dritten Ländern zu vergrößern, da eine 
solche Verlagerung der Handelsströme für die Mit- 
gliedstaaten von Nachteil wäre, ohne daß die 
Schwierigkeiten der betroffenen Industriezweige be- 
seitigt würden; — 


WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT FOLGENDE ENT- 

Für Einfuhren der Bundesrepublik Deutschland aus 
dem Königreich Belgien: 

— Position ex 17.04 C — Fondantmasse: 240 bfrs. 

je 100 kg Fondantmasse 
oder der entsprechende 
Betrag in Deutscher 
Mark. 


Artikel 3 

Die Kommission setzt gegebenenfalls an Hand der 
Angaben, die sie von den betroffenen Regierungen 
einholt, die Höhe der Ausgleichsabgabe bei Einfuh- 
ren der Bundesrepublik Deutschland aus anderen 
Mitgliedstaaten fest. 


Artikel 4 

Die Kommission wird die Ermächtigung gemäß Ar- 
tikel 1 widerrufen, wenn sie bei den betreffenden 
Erzeugnissen eine nennenswerte Zunahme der Ein- 
fuhren aus dritten Staaten in das Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland feststellt. 


Artikel 5 

Diese Entscheidung gilt bis zum 31. Dezember 1960. 

Die Kommission wird diese Entscheidung jedoch vor 
diesem Zeitpunkt aufheben, falls die Maßnahmen 
in Kraft treten, welche die Kommission dem Rat auf 
Grund von Artikel 235 vorschlagen wird, um sol- 
chen Schwierigkeiten der betroffenen Industrie- 
zweige abzuhelfen, die auf Preisunterschiede bei 
den von ihnen verarbeiteten Agrarerzeugnissen zu- 
rückzuführen sind. 
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Artikel 6 

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik 
Deutschland, an das Königreich der Niederlande 
und an das Königreich Belgien gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel am 27. Juli 1960 


Im Namen der Kommission 

gez. Walter Hallstein 
Der Präsident 
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